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Die Fünfundzwanzigste Verordnung zur Änderung i 
der Einfuhrliste wurde dem Ausschuß für Wirtschaft j 
und Mittelstandsfragen mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten vom 31. Mai 1966 mit Frist zum 30. Juni i 
1966 zur Beratung zugewiesen. Die Verordnung ist 
am 26. Mai 1966 im Bundesanzeiger verkündet wor- 
den und am Tage der Verkündung in Kraft getreten. 
Nach § 27 Abs. 2 AWG hat der Bundestag ein Auf- 
hebungsrecht in einer Frist von 4 Monaten. > 

Die Einfuhrliste wurde geändert; j 

1. für bestimmte Waren der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft, deren Einfuhr bisher uneingeschränkt 
genehmigungsfrei war. Nunmehr sollen diese 
Waren zur Einfuhr ohne Genehmigung nur zu- 
gelassen werden, wenn diese Waren nicht als j 
Saatgut verwendet werden. Nach den Vorschrif- | 
ten das Saatgut betreffend wird im Inland das j 
Saatgut nicht nur auf seine Reinheit und Keim- j 
fähigkeit, sondern auch auf seinen Anbauwert 
geprüft. Es hat sich gezeigt, daß für als Futter- 
mittel eingeführte Waren die Verwendung als 
Saatgut beantragt wurde. Für diese Waren kann 
zwar die Reinheit und Keimfähigkeit nach den 
gesetzlichen Vorschriften festgestellt werden, 
aber nicht die Ertragsfähigkeit geprüft werden. 
Um für diese Fälle die gesetzlichen Vorschriften 


das Saatgut betreffend wirksamer zu machen, 
soll jetzt die Einfuhr der in Frage stehenden Wa- 
ren nur noch genehmigungsfrei sein, wenn die 
Waren nicht als Saatgut verwendet werden. 
Durch diese Einschränkung wird verhindert, daß 
das Genehmigungserfordernis für die in Frage 
stehenden Fälle generell eingeführt werden muß. 
Die Einhaltung der Einfuhrvorschriften wird 
durch Stichproben des Bundesamtes für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten überwacht. 

2. für Importe gewirkter wollener Oberkleidung, 
die jetzt mit Ausnahme von Waren mit Ur- 
sprungsland Hongkong für Drittlandimporte ge- 
nehmigungspflichtig sind. Diese Verschärfung 
der Vorschriften war notwendig, weil sich im 
vergangenen Jahr gezeigt hat, daß die mit der 
Kronkolonie Hongkong getroffenen Vereinba- 
rungen, die auf eine Selbstbeschränkung der Im- 
porte in die Bundesrepublik abzielten, durch Ein- 
fuhren über Drittländer umgangen werden konn- 
ten. Diese Erschwerung der Einfuhren liegt im 
Interesse der deutschen Textilindustrie. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, von seinem Auf- 
hebungsrecht gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes 
keinen Gebrauch zu machen. 
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